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Einleitung

Einführung und Problemaufriss

Angesichts der gegenwärtigen Herausforderungen der Energiewende und
des Klimaschutzes nimmt die Bedeutung der Energieeffizienz immer mehr
zu. Hierbei hat sich die Steigerung der Energieeffizienz als ein ideales Mit-
tel hervorgetan, um zugleich Energieverbrauch und -kosten zu senken,
Treibhausgase zu verringern und die Abhängigkeit von Importen fossiler
Brennstoffe zu reduzieren. Die Steuerung der Energieeffizienz bildet mitt-
lerweile eine zentrale Säule der internationalen und nationalen Energie-
und Klimapolitik.1Die Energieeffizienz-Offensive, die insbesondere nach
der Reaktorkatastrophe von Fukushima in Gang gekommen ist, ist keine
bloße Aufforderung zur Energieeinsparung, wie es etwa in den siebziger
Jahren als Reaktion auf die Ölkrisen der Fall war. Vielmehr wird mit der
Steigerung der Energieeffizienz eine darüber hinaus gehende nachhaltige
Lösung für die gegenwärtigen energiepolitischen Probleme angestrebt.2

Einen hohen Stellenwert erfährt die Energieeffizienz vor allem aufgrund
der Verknappung der fossilen Energieträger und dem ständig zunehmen-
den weltweiten Energieverbrauch und die damit einhergehende global
steigende Nachfrage nach Energie. Dies bedeutet für die Europäische Uni-
on und Staaten wie Deutschland, die mangels ausreichender eigener Ener-
giequellen mehr als die Hälfte ihres Energiebedarfs durch Importe abde-
cken, eine verstärkte Abhängigkeit von Energieimporten und die Gefahr
der Instabilität der Wirtschaft aufgrund starker Schwankungen der Ener-
giepreise.3 Dieser Umstand hat mittelbare Auswirkungen auf die Versor-
gungssicherheit dieser Länder. Vor diesem Hintergrund kann der Einsatz
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1 Pielow, ZUR 2010, 115, 116 f.; BBSR-Online-Publikation 13/2016, S. 18.
2 Wüstemann, Die Vorgaben der Europäischen Union im Bereich der Energieeffizi-

enz, S. 21, 28 f.; Pielow, ZUR 2010, 115, 118; Klimaschutz und Energieeffizienz,
BMU (2017), S. 12.

3 Klimaschutz und Energieeffizienz, BMU (2017), S. 16; Statistisches Bundesamt und
Eurostat Datenbank, Stand 16. April 2020: Abhängigkeit von Energieimporten in
der Europäischen Union betrug 2018 circa 56 Prozent und in Deutschland circa 64
Prozent, abrufbar unter: https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Basistabelle/U
mwelt-Energie.html;jsessionid=DDE33CC925D3C5692E48647E5F8F853B.internet
732, zuletzt abgerufen am 6. Mai 2020.
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von Energieeffizienzmaßnahmen einen erheblichen Anteil zur Reduzie-
rung der Energieimportabhängigkeit beisteuern und einen Beitrag zur Ver-
sorgungssicherheit leisten.4

Ferner ist Energieeffizienz für die Energiewende, also für den Umstieg
der Energieversorgung von fossiler Energie und Kernbrennstoffen (Braun-
kohle, Erdöl, Erdgas, Uran und Steinkohle) auf Erneuerbare Energien un-
abdingbar. Das Ziel der deutschen Energiewende besteht nämlich darin,
die Treibhausgasemissionen in Deutschland zu verringern und bis zum
Jahr 2050 fast ausschließlich Erneuerbare Energien zu nutzen. Im Gebäu-
desektor möchte die Bundesregierung bis 2050 einen nahezu klimaneutra-
len Gebäudebestand erreichen. Dazu muss der Primärenergiebedarf in
einem erheblichen Umfang von circa 80 Prozent gegenüber dem Jahr 2008
gesenkt werden. Hierfür ist neben einem höheren Anteil an Erneuerbaren
Energien am Wärmeverbrauch eine deutliche Reduzierung des Energiebe-
darfs für Wärme und Kälte durch Energieeffizienzmaßnahmen erforder-
lich. Daher stellt die Reduzierung des Energieverbrauchs durch eine spar-
same und effiziente Nutzung der Energie, neben dem Ausbau Erneuerba-
rer Energien die zweite Säule der Energiewende dar.5

Außerdem ist die Energieeffizienz über die Energiepolitik hinaus ein
wesentlicher Bestandteil und Bindeglied zur Klimapolitik. Sie ist zur Errei-
chung der – durch das Pariser Klimaabkommen fortgeschriebenen – inter-
nationalen und nationalen Klimaschutz- und Dekarbonisierungsziele un-
verzichtbar. Hierbei hat sich Deutschland Klimaschutzziele gesetzt, die
sich vor allem aus der UN-Klimarahmenkonvention6 und aus EU-Verein-
barungen ergeben.7 Die ambitionierten Ziele der Bundesrepublik sehen
eine Reduzierung der Treibhausgas-Emissionen um 40 Prozent bis zum
Jahr 2020 gegenüber dem Jahr 1990 und bis 2050 sogar um 80–95 Prozent
vor.8 Allerdings hat Deutschland seine 2020-Ziele wie viele andere Länder

4 Klimaschutz und Energieeffizienz, BMU (2017), S. 13 ff., 16.
5 Klimaschutz und Energieeffizienz, BMU (2017), S. 23 f.; Zweiter Fortschrittsbe-

richt "Energie der Zukunft" (BMWi), S. 77 ff., 102; Energieeffizienzstrategie 2050,
BMWi, S. 6 f.

6 Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (United
Nations Framework Convention on Climate Change, UNFCCC), das am 21. März
1994 in Kraft getreten ist.

7 Energieeffizienzstrategie Gebäude (BMWi), S. 4 ff., 9 ff.; Klimaschutz und Energie-
effizienz, BMU (2017), S. 23 f.

8 Energieeffizienzstrategie Gebäude (BMWi), S. 5, 10.
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deutlich verfehlt.9 Dabei sind die beträchtlichen Folgen des Klimawandels
nicht nur erkennbar, sondern nehmen mit fortschreitender Zeit immer
mehr zu, so dass sich das Europäische Parlament am 28. November 2019
dazu veranlasst sah, den Klima- und Umweltnotstand auszurufen.10

Zur Bekämpfung der Bedrohung durch den Klimawandel und zum Er-
reichen der ambitionierten Klimaschutzziele sind neben der Förderung Er-
neuerbarer Energien auch diverse Maßnahmen zur Steigerung der Energie-
effizienz zwingend erforderlich.11

Vor diesem Hintergrund werden in Deutschland bereits eine große An-
zahl an vielfältigen Energieeffizienzmaßnahmen, die im Einklang mit der
Energie- und Klimapolitik der Europäischen Union stehen, auf Bundes-
und Landesebene eingesetzt.12 Hierbei bilden europäische und nationale
ordnungsrechtliche Instrumente zur Steigerung der Energieeffizienz den
Rahmen und legen die Spielregeln fest. Es gibt eine Vielzahl von marktori-
entierten Instrumenten zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Erzie-
lung von Energieeinsparungen beim Endverbraucher. Namentlich handelt
es sich dabei um Instrumente zur Verbesserung der Markttransparenz so-
wie Informations- und Beratungsangebote, die die Nachfrage nach Ener-
gieeffizienz fördern und Marktanreize setzen sollen. Außerdem sollen An-
gebote an Fördermittel den Endenergienutzer zusätzlich motivieren noch
ungenutzte Energieeffizienzpotenziale in ihrem Handlungsfeld und aus ei-
genem Antrieb heraus zu erschließen.13 Energieeffizienzinstrumente wer-
den im Bereich des Gebäudesektors, der Industrie, der energieverbrauchs-
relevanten Produkte, des Verkehrssektors sowie sektorübergreifend einge-
setzt.14 Gesetzlich sind diese Instrumente sowohl im Energierecht als auch
in anderen Rechtsgebieten verankert. Hierbei waren das Energieeinspa-
rungsgesetz (EnEG), die Energieeinsparverordnung (EnEV) und das Er-
neuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) die wichtigsten nationalen

9 Tagesschau: Klimaziele noch klarer verfehlt, über dieses Thema berichtete die Ta-
gesschau am 13. Juni 2018 um 15:00 Uhr, abrufbar unter: https://www.tagesscha
u.de/inland/treibhausgasemissionen-101.html, zuletzt abgerufen am 6. Mai 2020.

10 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 28. November 2019 zum Kli-
ma- und Umweltnotstand, P9_TA-PROV(2019)0078.

11 Klimaschutz und Energieeffizienz, BMU (2017), S. 13 ff.; Energieeffizienzstrategie
Gebäude (BMWi), S. 6; Falke, ZUR 2020, 115, 117.

12 Energieeffizienzstrategie Gebäude (BMWi), S. 67, 72 ff.
13 Klimaschutz und Energieeffizienz, BMU (2017), S. 23 ff.
14 Energieeffizienzstrategie 2050, BMWi, S. 13 ff.; Zweiter Fortschrittsbericht "Ener-

gie der Zukunft" (BMWi), S. 104 ff.; Wüstemann, Die Vorgaben der Europä-
ischen Union im Bereich der Energieeffizienz, S. 127 ff., 242 ff.
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Rechtsgrundlagen zur Steigerung der Energieeffizienz, die im Jahr 2020
durch das Gebäudeenergiegesetz (GEG)15 ersetzt worden sind.16

Bei alldem kommt dem Gebäudesektor im Hinblick auf die energie-
und klimapolitischen Ziele eine Schlüsselrolle zu. Denn der Gebäudesek-
tor ist verantwortlich für rund 35 Prozent des Endenergieverbrauchs in
Deutschland und der Betrieb von Gebäuden verursacht rund 30 Prozent
der CO2-Emissionen und dementsprechend groß sind hier die Energieeffi-
zienz- und Klimaschutzpotenziale.17

Trotz seiner bisherigen Bemühungen hat der deutsche Gesetzgeber die-
ses erhebliche Potenzial im Gebäudebereich bei weitem nicht ausschöpfen
können. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Instrumente zur Steige-
rung der Energieeffizienz angefangen von der unzureichenden Finanzie-
rung der Energieeffizienzmaßnahmen über rechtliche Hindernisse bis hin
zu ihrer zum Teil mangelhaften Effektivität durch eine Vielzahl von Unzu-
länglichkeiten geprägt sind.18

Obschon bei Neubauten große Fortschritte im Hinblick auf die Energie-
effizienz verzeichnet werden konnten, besteht bei Bestandsgebäuden ein
erheblicher Nachholbedarf, so dass hier ein hohes Energieeffizienz- bzw.
Energieeinsparpotenzial weiterhin besteht, zumal circa zwei Drittel der
Gebäude aus einer Zeit stammen, in der es keine Wärmeschutzverordnung
gab und damit keine Vorgaben in Bezug die Energieeffizienz existierten.19

Die Erschließung der Energieeffizienzpotenziale bei Bestandsgebäuden
stellt sich aufgrund der langen Investitionszyklen und der hohen Kapital-

15 Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) wurde am 13. August 2020 im Bundesgesetz-
blatt verkündet.

16 Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebereich (2013), S. 314 ff.; Gesetzent-
wurf der Bundesregierung vom 28.05.2019, Gesetz zur Vereinheitlichung des En-
ergieeinsparrechts für Gebäude, S. 1, 2 ff.; Kaßler, ZWE 2020, 58, 59 ff.; Lübbe-
Wolff, NVwZ 2001, 481, 482 ff., 490.

17 Energieeffizienz in Zahlen (2019), BMWi, S. 59; Klimaschutz in Zahlen: der Sek-
tor Gebäude (2019), BMWi; Zweiter Fortschrittsbericht "Energie der Zukunft"
(BMWi), S. 105 f.; Energiesparende Gebäude, Umweltbundesamt (UBA), Stand:
18.11.2019, abrufbar unter: https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-ene
rgie/energiesparen/energiesparende-gebaeude#eigentuemer, zuletzt abgerufen am
6. Mai 2020.

18 Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebereich (2013), S. 19, 20 f.; Gsell/Sieg-
mund NZM 2019, 489, 490.

19 Die Verordnung über einen energiesparenden Wärmeschutz bei Gebäuden, die
sogenannte Wärmeschutzverordnung (WärmeschutzV) trat erstmals am 1. No-
vember 1977 in Kraft; Klimaschutz und Energieeffizienz, BMU (2017), S. 27 f.
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intensität sowie sozialer und rechtlicher Hindernisse als eine große He-
rausforderung dar.20

Zielsetzung

Diese Arbeit befasst sich mit der Energieeffizienz im Gebäudesektor, der
über ein besonders hohes Energieeffizienz- und Energieeinsparpotenzial
verfügt. Dabei beschränkt sich die Untersuchung auf die Wohngebäude im
Bestand, die mit einem Anteil von 64 Prozent hauptverantwortlich für den
Gebäudeenergieverbrauch sind.21

Auf diesem Anwendungsgebiet verdienen die privatrechtlichen Instru-
mente zur Steigerung der Endenergieeffizienz – also der Energieeffizienz
auf der Nachfrageseite – eine besondere Aufmerksamkeit.22 In der rechts-
wissenschaftlichen Literatur fehlt es bislang an einer geordneten und syste-
matischen Darstellung und eingehenden Bewertung von privatrechtlichen
Instrumenten zur Endenergieeffizienzsteigerung im Gebäudesektor. Dabei
verfügen diese Instrumente wegen ihrer privatrechtlichen Natur über ein
besonders hohes Endenergieeffizienz- und Endenergieeinsparpotenzial,
weil sie sich direkt an den Endverbraucher richten, der die effiziente Nut-
zung der Energie beeinflussen kann. Es wird öfters verkannt, dass Endener-
gieeffizienzinstrumente nicht nur im öffentlichen Energierecht, sondern
auch im Zivilrecht vorhanden sind.23 Insbesondere wird in der Literatur
nur ein Bruchteil von den die Steigerung der Endenergieeffizienz hindern-
den Rechtsproblemen, die auf den Konflikt zwischen dem Energierecht
und dem Zivilrecht zurückzuführen sind, behandelt.24 Zudem sind die
vorhandenen Darstellungen und Lösungsansätze in diesem Zusammen-
hang wegen den ständigen Novellierungen der einschlägigen Rechtsvor-
schriften und wegen Rechtsfortbildungen teilweise überholt.25

B.

20 Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebereich (2013), S. 19 f.
21 Dena-GEBÄUDEREPORT KOMPAKT 2019, S. 10.
22 Schomerus/Sanden, Rechtliche Konzepte für eine effizientere Energienutzung,

S. 16; Walker, Klimaschutz in föderalen Mehrebenensystemen, S. 29; Pehnt, in:
Energieeffizienz, S. 3.

23 Lübbe-Wolff, NVwZ 2001, 481, 490.
24 ZB Moser, Klimaschutz durch die Energieeinsparverordnung, S. 171 ff.; Halama,

Rechtsprobleme der Energieeffizienz am Beispiel der Gebäudesanierung,
S. 319 ff.

25 ZB Gesetz zur Ergänzung der Regelungen über die zulässige Miethöhe bei Miet-
beginn und zur Anpassung der Regelungen über die Modernisierung der Mietsa-
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Die aufgezeigten Forschungslücken sollen mit der vorliegenden Unter-
suchung geschlossen werden. Im Mittelpunkt der Untersuchung steht die
Frage, inwieweit die nationale rechtliche Steuerung durch privatrechtliche
Instrumente geeignet ist, das energie- und klimapolitische Ziel der Enden-
ergieeffizienzsteigerung zu unterstützen bzw. zu erreichen und welche
rechtlichen Lösungsansätze sich anbieten, um Hindernissen auf dem Weg
zur Zielerreichung adäquat begegnen zu können.

Es erfolgt eine vertiefte und systematische rechtliche Auseinander-
setzung mit den privatrechtlichen Instrumenten, die unmittelbar oder mit-
telbar auf die Steigerung der Endenergieeffizienz im Wohngebäudebe-
stand abzielen.

Namentlich handelt es sich dabei in erster Linie um mietrechtliche Ins-
trumente. Diese treffen Regelungen zu Mietwohnungen, die rund 58 Pro-
zent des Wohngebäudebestands ausmachen und damit einen breiten An-
wendungsbereich für die Umsetzung von Endenergieeffizienzpotenzialen
öffnen.26 Das private Nachbarrecht ist ein weiterer Bereich, der für die En-
denergieeffizienzsteigerung sehr bedeutend ist. Hierbei wird es darum ge-
hen, ob das private Nachbarrecht rechtliche Probleme im Zusammenhang
mit der Umsetzung von grenzüberschreitenden Endenergieeffizienzmaß-
nahmen in Gestalt der Wärmedämmung an der Gebäudeaußenwand bzw.
Nachbarwand lösen kann.

Gang der Untersuchung

Nachdem einleitenden ersten Kapitel erfolgt im zweiten Kapitel zunächst
eine Begriffsbestimmung, um den konkreten Gegenstand der Untersu-
chung klarzustellen. Dem folgen eine Systematisierung des Untersu-
chungsgegenstandes und die Erörterung des methodischen Rahmens der
Arbeit. Zu diesem Zweck werden im Rahmen einer Bestandsanalyse die
für die Endenergieeffizienzsteigerung relevanten Instrumententypen und
Grundlagen dargestellt und bewertet. Anschließend werden geeignete Be-
wertungskriterien für die Beurteilung der privatrechtlichen Endenergieef-
fizienzinstrumente ausgewählt, dargestellt und analysiert.

C.

che (Mietrechtsanpassungsgesetz – MietAnpG), das am 1. Januar 2019 in Kraft
getreten ist.

26 Statistisches Bundesamt (Veröffentlichungsdatum 2019), abrufbar unter: https://d
e.statista.com/statistik/daten/studie/237719/umfrage/verteilung-der-haushalte-in-d
eutschland-nach-miete-und-eigentum/, zuletzt abgerufen am 6. Mai 2020.
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Im dritten Kapitel werden die mietrechtlichen Rahmenbedingungen
für die Steigerung der Endenergieeffizienz dargestellt, erläutert und bewer-
tet.

Dem schließt sich das vierte Kapitel an, das sich mit dem ersten
Schwerpunkt der Arbeit, nämlich den mietrechtlichen Instrumenten zur
Endenergieeffizienzsteigerung befasst. Diese werden identifiziert, erörtert
und sodann am Maßstab der ausgewählten Bewertungskriterien auf ihre
Leistungsfähigkeit überprüft. Hierbei wird herausgearbeitet, inwiefern das
jeweilige Instrument die Steigerung der Endenergieeffizienz fördert oder
hindert. Sollte Optimierungsbedarf bestehen, sind am Ende der Beurtei-
lung des jeweiligen Instruments entsprechende Verbesserungsvorschläge
zu machen.

Das fünfte Kapitel hat die nachbarrechtliche Duldungspflicht als Ins-
trument zur Steigerung der Endenergieeffizienz zum Gegenstand, die den
zweiten Schwerpunkt der Arbeit bildet. Dazu wird zunächst durch Darstel-
lung der Konfliktsituation in die Problemstellung eingeführt und die
rechtliche Ausgangslage für eine Konfliktlösung geschildert. Danach wird
untersucht, ob auf Landes- oder Bundesebene nachbarrechtliche Dul-
dungsregelungen zum Abbau von rechtlichen Hindernissen für Endener-
gieeffizienzmaßnahmen in unterschiedlichen Überbausituationen existie-
ren. Fehlt es an solchen rechtlichen Instrumenten oder sind diese unzu-
länglich, werden Optimierungsvorschläge gemacht.

Im Abschließenden sechsten Kapitel werden die Ergebnisse der Arbeit
in Thesen zusammengefasst.
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Begriffsbestimmung und der systematische
und methodische Rahmen des
Untersuchungsgegenstandes

Begriffserklärung

Zur besseren Verständlichkeit der Endenergieeffizienz und ihrer Bedeu-
tung werden im Folgenden die Begriffe der Endenergie, der Energieeinspa-
rung und der Energieeffizienz sowie der Endenergieeffizienz in ihrem Ge-
samtkontext erläutert.

Einordnung der Endenergie

Bei der End-, Primär- und Nutzenergie handelt es sich um technische Be-
grifflichkeiten aus dem Energieeinsparrecht (insbesondere Gebäudeener-
giegesetz (GEG), ehemals Energieeinsparungsgesetz (EnEG) und Energie-
einsparverordnung (EnEV)). Die Nutzenergie ist danach diejenige Energie-
menge, die der Endverbraucher – also damit insbesondere der Mieter – am
Verbrauchsort für eine bestimmte Energiedienstleistung, etwa für Raum-
wärme oder Warmwasser benötigt. Dagegen werden Verluste bei der Um-
wandlung von Energie, also die Umwandlungsverluste der Anlagentechnik
(zB Heizkessel) und des Verteilungssystems (zB Leitungssystem der Zen-
tralheizung) nicht von der Nutzenergie erfasst. Ebenso wenig ist die zum
Betreiben der Anlagentechnik erforderliche Hilfsenergie Gegenstand der
Nutzenergie.27

Die Endenergie meint hingegen die zur Deckung der Nutzenergie und
der Verluste der Anlagentechnik bei der Übergabe, Verteilung, Speiche-
rung und Erzeugung von Wärme im Gebäude erforderliche Energiemen-
ge, die der Anlagentechnik des Gebäudes, also für die Heizungsanlage,
raumlufttechnische Anlage und für die Warmwasserbereitungsanlage zur
Verfügung gestellt wird. Die Endenergie ist also ein weiter Begriff, der ne-
ben der Nutzenergie auch den Energiebedarf zum Ausgleich von Anlagen-

Kapitel 2

A.

I.

27 BT-Drs. 17/10485, S. 19; Schmidt-Futterer/Eisenschmid, 14. Aufl. 2019, BGB
§ 555b Rn. 16; Klinski, WuM 2012, 354, 356.
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verlusten umfasst.28 Gemessen wird die Endenergie, die zur Energieversor-
gung des Gebäudes notwendige ist, an der „Schnittstelle“ Gebäudehülle.
An dieser Stelle bzw. Gebäudegrenze findet die Übergabe der Endenergie
in Form von Braunkohlenbriketts, Holzpellets, Strom, Fernwärme etc.
statt. Damit ist also die Endenergie, die zum unmittelbaren Gebrauch zu-
geführte Energie etwa in Gestalt von Strom aus der Steckdose, während
die Nutzenergie denjenigen Anteil der Endenergie darstellt, der dem End-
verbraucher nach der letzten Umwandlung etwa als Wärme oder Licht zur
Verfügung gestellt wird.29

Die Primärenergie wiederum geht weiter als die Endenergie und ist die-
ser vorgelagert, insofern dass sie neben der an der „Schnittstelle“ Gebäude-
hülle übergebenen Endenergie auch die Energiemenge umfasst, die für
vorgelagerte Prozesse außerhalb der Gebäudegrenze zur Gewinnung, Um-
wandlung und Verteilung von Energie notwendig ist. Die Primärenergie
setzt sich also aus der Endenergie und der Energie zur Energiegewinnung,
maW dem vorgelagerten Aufwand zusammen, der Prozesse wie die Boh-
rung zur Erdölgewinnung, die Verarbeitung des Rohöls in der Raffinerie
zu Heizöl und den Transport zum Abnehmer sowie die Verstromung des
Heizöls durch Verbrennung zum Gegenstand hat.30 Dabei gibt der Primär-
energiefaktor den vorgelagerten Aufwand wieder, der sich aus dem Ver-
hältnis von Primärenergie und Endenergie ergibt. Dadurch kann unter
Zugrundelegung des Endenergieverbrauchs eines Gebäudes der Umfang
des Primärenergieverbrauchs ermittelt werden.31 Da es sich bei der Primär-
energie um eine natürlich vorkommende Energiequelle handelt, wird die-
se in erneuerbare Primärenergie und nicht erneuerbare Primärenergie un-
terteilt. Während unter erneuerbare Primärenergien unerschöpfliche Ener-
gieträger wie Sonne, Wind und reproduzierbare Energieträger wie Biomas-
se und Holz zu verstehe ist, sind nicht erneuerbare Primärenergien nicht
reproduzierbare Energieträger mit einem begrenzten Vorkommen, wie
beispielsweise die fossilen Energieträger Erdöl, Erdgas und Kohle. Ange-
sichts der fehlenden Reproduzierbarkeit und der begrenzten Vorkommen

28 BT-Drs. 17/10485, S. 19; Schmidt-Futterer/Eisenschmid, 14. Aufl. 2019, BGB
§ 555b Rn. 16; BeckOK BGB/Schlosser, BGB § 555b Rn. 9.

29 BT-Drs. 17/10485, S. 19; Keyhanian, Rechtliche Instrumente zur Energieeinspa-
rung, S. 33.

30 BT-Drs. 17/10485, S. 19; Schmidt-Futterer/Eisenschmid, 14. Aufl. 2019, BGB
§ 555b Rn. 57b; BeckOK BGB/Schlosser, BGB § 555b Rn. 16.

31 BT-Drs. 17/10485, S. 19; Schmidt-Futterer/Eisenschmid, 14. Aufl. 2019, BGB
§ 555b Rn. 57b; BeckOK BGB/Schlosser, BGB § 555b Rn. 16.
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zielt die Ressourcenschonung und die Energieeffizienz vor allem auf die
nicht erneuerbaren Primärenergien ab.32

Energieeinsparung und Energieeffizienz

Die Energieeinsparung im engeren Sinne – auch absolute Energieeinspa-
rung genannt – zielt auf die Reduzierung des Energieverbrauchs ab. Dabei
wird dieses Ziel durch den Verzicht auf den Energieeinsatz (sog. Energie-
suffizienz), beispielsweise durch die Senkung der Raumtemperatur um 1 o

C oder durch Ersetzung von Fahrten mit dem Pkw durch Nahverkehrsmit-
tel erreicht. Somit setzt die Energieeinsparung eine Verhaltensänderung
und einen Verzicht auf Energie durch den Verbraucher voraus.33 Anders
verhält es sich mit der Energieeffizienz. Nach Art. 2 Nr. 4 der Richtlinie
2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober
2012 zur Energieeffizienz ist Energieeffizienz das Verhältnis von Ertrag an
Leistung, Dienstleistungen, Waren oder Energie zu Energieeinsatz.34 Da-
nach ist Energieeffizienz das Verhältnis von eingesetzter Energie und dem
erzielten Nutzen zu verstehen.35 Energieeffizienz ist also im Gegensatz zur
Energieeinsparung keine bloße Reduzierung des Energieverbrauchs ohne
Bezug zum Nutzen, sondern eine rationelle Verwendung von Energie. In-
sofern erfolgt eine Steigerung der Energieeffizienz durch Effizienzmaßnah-
men, die darauf abzielen, den Energiebedarf von Prozessen durch Reduzie-
rung bzw. Vermeidung von Energieverlusten bei der Gewinnung, Um-
wandlung und Verteilung sowie Nutzung von Energie zu verringern. Da-
her stellt der Energiebedarf den Maßstab für die Energieeffizienz dar. Die
Energieeffizienz steigt mit dem sinkenden Energieeinsatz bei gleichblei-

II.

32 BT-Drs. 17/10485, S. 19; Schmidt-Futterer/Eisenschmid, 14. Aufl. 2019, BGB
§ 555b Rn. 57; BeckOK BGB/Schlosser, BGB § 555b Rn. 17.

33 Keyhanian, Rechtliche Instrumente zur Energieeinsparung, S. 48, 51; Wüste-
mann, Die Vorgaben der Europäischen Union im Bereich der Energieeffizienz,
S. 26; Schomerus, NVwZ 2009, 418.

34 Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Ok-
tober 2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG
und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG
Text von Bedeutung für den EWR.

35 Irrek/Thomas, Definition Energieeffizienz, S. 1; Pehnt, in: Energieeffizienz, S. 1 f.;
Keyhanian, Rechtliche Instrumente zur Energieeinsparung, S. 47.
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bendem Nutzen.36 Der Anteil, um den der Energieeinsatz sinkt, stellt da-
bei gleichzeitig eine Energieeinsparung dar.37

Wegen der Reduzierung des Energiebedarfs bei den einzelnen Prozessen
durch Vermeidung von Energieverlusten und der daraus folgenden Ener-
gieeinsparung wird die Energieeffizienz teilweise auch der Energieeinspa-
rung zugeordnet und als relative Energieeinsparung bezeichnet.38 Dem-
nach liegt eine Energieeffizienzsteigerung iSd relativen Einsparung an
Energie dann vor, wenn trotz gleichbleibender eingesetzter Energiemenge
mehr Nutzen erzielt wird oder wenn allein schon eine geringfügige Erhö-
hung der Energiemenge eine erhebliche Erhöhung des Nutzens zur Folge
hat. Die Energieeffizienz kann auch zu einer absoluten Energieeinsparung
führen. Dies ist nämlich dann der Fall, wenn trotz reduzierter Energie-
menge der gleiche Nutzen erreicht wird.39 Daraus folgt aber, dass nicht die
Energieeffizienz der Energieeinsparung zuzuordnen ist, sondern die Ener-
gieeinsparung eine Folge der Steigerung der Energieeffizienz ist. Das heißt,
dass die Energieeffizienzsteigerung eine Teilmenge der Energieeinspar-
möglichkeiten darstellt.40 Dabei ist die Energieeffizienzsteigerung die
wichtigste Methode zur Energieeinsparung, weil sie im Gegensatz zur En-
ergieeinsparung ieS keinen Verzicht iSd Energiesuffizienz verlangt und
nicht mit einer Einschränkung des Lebensstandards einhergeht, weshalb
die Akzeptanz der Energieeffizienzsteigerung besonders hoch ist. Vor die-
sem Hintergrund zielen fast alle Regelungen, die eine Energieeinsparung
verlangen, auf die Einsparung der Energie durch Steigerung der Energieef-
fizienz ab, zumal Energieeffizienzmaßnahmen – wie oben dargestellt – so-
wohl absolute als auch relative Energieeinsparung herbeiführen können.41

36 Wesselak/Schabbach/Link/Fischer, Regenerative Energietechnik, S. 37; Wüste-
mann, Die Vorgaben der Europäischen Union im Bereich der Energieeffizienz,
S. 26 f.; Keyhanian, Rechtliche Instrumente zur Energieeinsparung, S. 48 ff.

37 Wüstemann, Die Vorgaben der Europäischen Union im Bereich der Energieeffi-
zienz, S. 26 f..

38 Keyhanian, Rechtliche Instrumente zur Energieeinsparung, S. 48; Energiebericht
2004, SH LT- Drs. 15/ 3493, S. 32.

39 Keyhanian, Rechtliche Instrumente zur Energieeinsparung, S. 48 f. 50 f.; Wüste-
mann, Die Vorgaben der Europäischen Union im Bereich der Energieeffizienz,
S. 25, 26 f.

40 Irrek/Thomas, Definition Energieeffizienz, S. 5; Theobald/Kühling/ Lippert/Lüls-
dorf, Energieeinsparung/Energieeffizienz 88. Einführung Rn. 4.
.

41 Gesetzesbegründung zum EnEG: BT-Drs. 7/4575, S. 7; Jesse, Instrumentenver-
bund als Rechtsproblem, S. 11; Reimer, in: Effektiv zu mehr Energieeffizienz?
S. 91, 98.
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Insofern darf auch die Wortwahl des Gesetzgebers bei § 555b Nr. 1 BGB
(„Endenergie nachhaltig eingespart“) nicht überbewertet werden, da es
letztendlich auch dort um die Endenergieeffizienzsteigerung geht. Entspre-
chend hießen die für die Energieeffizienz maßgeblichen öffentlich-rechtli-
chen Gesetzestexte Energieeinsparungsgesetz (EnEG) und Energieeinspar-
verordnung (EnEV). Hinzukommt, dass in der Umgangssprache und in
der Literatur der differenzierte Umgang mit den Begriffen nicht der Regel-
fall ist, so dass Energieeffizienzmaßnahmen nicht selten Energieeinspar-
maßnahmen genannt werden.42

Steigerung der Endenergieeffizienz

Ferner wird zwischen derjenigen Energieeffizienz, die sich auf die Ange-
botsseite bezieht und derjenigen, die sich auf die Nachfrageseite bezieht
unterschieden.43 Bei der angebotsseitigen Energieeffizienz wird eine be-
stimmte Energiemenge als Ertrag aus einer Rohstoffmenge gewonnen,
maW geht es um die iRd Energieerzeugung erzielte Menge an Endenergie
oder Nutzenergie pro eingesetzter Primärenergieeinheit.44 Hierbei erweist
sich insbesondere der Einsatz von Kraft-Wärme-Koppelungs-Anlagen als
besonders energieeffizient, da sie zugleich Strom erzeugen und Wärme
produzieren. Die Reduzierung von Energieverlusten beim Energietrans-
port wird ebenfalls der angebotsseitigen Energieeffizienz zugeordnet.45

Unter nachfrageseitiger Energieeffizienz, auch Endenergieeffizienz ge-
nannt, versteht man das Verhältnis von eingesetzter Einheit an Endenergie
zum Ertrag. Dabei besteht der Ertrag aus der Befriedigung energierelevan-
ter Bedürfnisse mit physischem Nutzen, wie etwa Raumwärme, Wärme
einer zubereiteten Speise oder Kühlen eines Getränks, wobei die Qualität

III.

42 Wüstemann, Die Vorgaben der Europäischen Union im Bereich der Energieeffizi-
enz, S. 25; Unzutreffende Bezeichnung als „Energie(ein)sparmaßnahmen“ zB bei
Schläger, ZMR 2002, 580 ff.; Derler, ZWE 2013, 1 – 6.

43 Schomerus/Sanden, Rechtliche Konzepte für eine effizientere Energienutzung,
S. 16; Walker, Klimaschutz in föderalen Mehrebenensystemen, S. 29; Wüstemann,
Die Vorgaben der Europäischen Union im Bereich der Energieeffizienz, S. 25;
Pehnt, in: Energieeffizienz, S. 3.

44 Schomerus/Sanden, Rechtliche Konzepte für eine effizientere Energienutzung,
S. 16; Irrek/Thomas, Definition Energieeffizienz, S. 3; Pehnt, in: Energieeffizienz,
S. 3; Walker, Klimaschutz in föderalen Mehrebenensystemen, S. 29.

45 Walker, Klimaschutz in föderalen Mehrebenensystemen, S. 29; Jänicke/Wiesen-
thal, ZUR (Sonderheft) 2004, 385, 390; Britz, in: Energieeffizienzrecht, S. 163,
170.
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und das Niveau der Bedürfnisse der Endverbraucher nicht hinterfragt wer-
den.46 Demnach kommt es dann zu einer Steigerung der Endenergieeffizi-
enz, wenn weniger Endenergie für dasselbe Maß an Energieanwendung
bzw. Dienstleistung gebraucht wird. Das heißt, dass eine (absolute) Ener-
gieeinsparung bei gleichbleibendem Nutzen erreicht wird.47 Ferner führt
die Endenergieeffizienzsteigerung – wie oben dargestellt – auch dann zu
einer (relativen) Energieeinsparung, wenn bei gleichbleibender Endener-
giemenge mehr Nutzen erzielt wird oder allein schon eine geringfügige Er-
höhung der Endenergiemenge eine erhebliche Erhöhung des Nutzens her-
beiführt.48

Die Endenergieeffizienzsteigerung erfolgt im Wesentlichen durch tech-
nische, organisatorisch-institutionelle, strukturverändernde oder verhal-
tensbezogene Endenergieeffizienzmaßnahmen. Für den hier gegenständli-
chen Gebäudesektor kommen insbesondere die Wärmedämmung der Ge-
bäudehülle, der Einbau von effizienten Heizungsanlagen oder Fenstern als
besonders leistungsstarke Endenergieeffizienzmaßnahmen in Betracht.49

Der Untersuchungsumfang der Arbeit beschränkt sich auf die nachfrage-
seitige Energieeffizienz bzw. Endenergieeffizienz. Denn das Potenzial der
Endenergieeffizienz und damit auch an Energieeinsparungen und des Kli-
maschutzes ist auf der Nachfrageseite im energieintensiven Gebäudesek-
tor, der für rund ein Viertel des Endenergieverbrauchs verantwortlich ist,
besonders hoch.50 Die Endenergieeffizienzsteigerung ist auch deshalb so
attraktiv, weil sie neben einer Endenergieeinsparung auch eine Primären-
ergieeinsparung bewirkt. Zu berücksichtigen ist nämlich, dass wegen An-
lagen- bzw. Systemverlusten nur ein Bruchstück der umgewandelten Pri-
märenergie beim Endverbraucher ankommt, so dass Endenergieeffizienz-
maßnahmen durch die Reduzierung des Endenergieverbrauchs auch eine
erhebliche Primärenergieeinsparung herbeiführen. Demnach soll der um 1

46 Irrek/Thomas, Definition Energieeffizienz, S. 3; Pehnt, in: Energieeffizienz, S. 3;
Schomerus/Sanden, Rechtliche Konzepte für eine effizientere Energienutzung,
S. 16.

47 Irrek/Thomas, Definition Energieeffizienz, S. 3; Pehnt, in: Energieeffizienz, S. 3;
Schomerus/Sanden, Rechtliche Konzepte für eine effizientere Energienutzung,
S. 16 f.

48 Keyhanian, Rechtliche Instrumente zur Energieeinsparung, S. 48 f. 50 f.; Wüste-
mann, Die Vorgaben der Europäischen Union im Bereich der Energieeffizienz,
S. 26.

49 Pehnt, in: Energieeffizienz, S. 3 f.; Irrek/Thomas, Definition Energieeffizienz, S. 4;
BT-Drs. 17/10485, S. 19.

50 Energieeffizienz in Zahlen 2018 (BMWi), S. 8 ff., 18 ff.; Anwendungsbilanzen für
Energiesektoren in 2013–2017 (BMWi), S. 29 ff.
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kWh (Kilowattstunde) reduzierte Endenergieverbrauch eine Primärener-
gieeinsparung iHv 2,5 kWh zur Folge haben.51

Instrumente und Maßnahmen zur Steigerung der Endenergieeffizienz

Rechtliche Instrumente sind Handlungsgebote oder Handlungsanregun-
gen, d.h. Werkzeuge bzw. Hilfsmittel etwa in Gestalt von rechtlichen Re-
gelungen oder ökonomischen Anreizsystemen, die Handlungen zur Errei-
chung eines bestimmten politischen Ziels hervorrufen. In Abgrenzung da-
zu ist die Maßnahme die eigentliche Handlung, die die tatsächliche techni-
sche oder organisatorische Umsetzung des Instrumentenziels zum Gegen-
stand hat.52

Bei den hier zu behandelnden rechtlichen Instrumenten geht es um das
politische Ziel der Steigerung der Endenergieeffizienz im Mietwohnungs-
bestand. Zur Erreichung dieses Ziels kommen typischerweise Maßnahmen
wie Wärmedämmung, Anbringung von energieeffizienten Fenstern oder
Einbau von Heizungen mit hohem Wirkungsgrad in Betracht.53

B.

51 Walker, Klimaschutz in föderalen Mehrebenensystemen, S. 30; BT-Drs. 17/10485,
S. 19 f.; Ekardt, ZUR (Sonderheft) 2004, 405, 406 f.; Mitteilung der Kommission,
KOM (2008) 772 endgültig, S. 8.

52 Kloepfer, Umweltrecht, § 5 Rn. 1–10; Schomerus/Sanden, Rechtliche Konzepte für
eine effizientere Energienutzung, S. 21; Schomerus, NVwZ 2009, 418, 419; Mi-
chael, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle, Grundlagen des Verwal-
tungsrechts – Band II, 2. Aufl. 2012, S. 1519, 1523 Rn. 10; Keller, Immissions-
schutzrechtliche Instrumente, S. 19.

53 BT-Drucksache 17/10485, S. 19; Irrek, Wolfgang (Koordination) / Thomas, Ste-
fan, Definition Energieeffizienz Juli 2008, Wuppertal Institut für Klima, Umwelt,
Energie GmbH, S. 4; Schmidt-Futterer/Eisenschmid, 14. Aufl. 2019, BGB § 555b
Rn. 21–24.
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Öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Instrumente zur Steigerung der
Endenergieeffizienz im Gebäudebestand

Öffentlich-rechtliche Endenergieeffizienzinstrumente im
Gebäudebestand

Die wichtigste nationale Rechtsgrundlage zur Steigerung der Endenergie-
effizienz war die Energieeinsparverordnung (EnEV)54, die auf Grundlage
des Energieeinsparungsgesetzes (EnEG)55 erlassen wurde. Die EnEV legte
verbindliche energetische Standards für Neubauten und Bestandsgebäude
fest, die ordnungsrechtlich durgesetzt werden können.56

Inzwischen hat das Gebäudeenergiegesetz (GEG) das EnEG und die
EnEV sowie das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), das die
Nutzung von Erneuerbaren Energien zu Wärmezwecken regelt, ersetzt
und zusammengeführt. Damit beabsichtigt der Gesetzgeber eine Entbüro-
kratisierung und Vereinfachung. Dabei soll insbesondere die Anwendung
und der Vollzug der Regelungen verbessert werden.57 Ob die o.g. Voll-
zugsdefizite dadurch behoben werden können, kann zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht sachgerecht beurteilt werden.

Hinsichtlich des energetischen Anforderungsniveaus der EnEV für Neu-
bauten und Bestandsgebäude sieht das GEG keine Änderungen vor, so dass
insofern die Ausführungen zur EnEV weiterhin Bestand haben.58

Für Bestandsgebäude sieht das GEG genauso wie die bisherige EnEV
idR keine generelle, unbedingte und umfassende energetische Sanierungs-
pflicht vor. Die Nachrüstungs- und Außerbetriebnahmepflichten nach
dem GEG stellen insofern eine Ausnahme dar, da sie unbedingte Pflichten

C.

I.

54 Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und energiesparende Anlagen-
technik bei Gebäuden (Energieeinsparverordnung – EnEV) vom 24.07.2007
(BGBl. I S. 1519); zuletzt geändert durch Art. 3 VO zum Asylverfahrensbeschleu-
nigungsG vom 24.10.2015 (BGBl. I S. 1789).

55 Energieeinsparungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.09.2005
(BGBl. I S. 2684), zuletzt geändert durch Art. 1 Viertes ÄndG vom 04.07.2013
(BGBl. I S. 2197).

56 Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebereich (2013), S. 314 f.; BBSR-Online-
Publikation 13/2016, S. 106.

57 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 28.05.2019, Gesetz zur Vereinheitli-
chung des Energieeinsparrechts für Gebäude, S. 1, 2 ff.; Kaßler, ZWE 2020, 58,
59.

58 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 28.05.2019, Gesetz zur Vereinheitli-
chung des Energieeinsparrechts für Gebäude, S. 1, 2, 114; Kaßler, ZWE 2020, 58,
59; BT-Drs. 19/16716, S. 105 f.
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begründen. Das heißt, dass diese Pflichten unabhängig von einer Moderni-
sierung oder sonstigen Baumaßnahme begründet werden.59 Zu diesen un-
bedingten Nachrüstungs- und Außerbetriebnahmepflichten gehören nach
wie vor insbesondere die Pflicht zur Außerbetriebnahme bestimmter veral-
teter Heizkessel (§ 72 GEG) und die Pflicht zur Dämmung von Wärmever-
teilungs- und Warmwasserleitungen (§ 71 GEG) und der obersten Ge-
schossdecke (§ 47 Abs. 1, 2 GEG) sowie weitere energieeffizienzsteigernde
Pflichten aus §§ 61 ff. GEG.60

Davon zu unterscheiden ist der Regelfall der „bedingten Anforderun-
gen“, den das GEG regelt. Danach wird der Eigentümer eines Bestandsge-
bäudes zur Einhaltung von bestimmten Energieeffizienzvorgaben bzw. en-
ergetischen Mindeststandards iSd GEG verpflichtet, wobei die Pflicht
durch bestimmte Sanierungsmaßnahmen an Außenbauteilen, die der Ei-
gentümer ändert, ausbaut oder erweitert ausgelöst wird.61 Dabei ist der Ei-
gentümer iRd Sanierungsmaßnahmen an Außenbauteilen wie Außenwän-
de, Fenster, Außentüren oder Dachflächen nach § 48 f. GEG verpflichtet,
bestimmte Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten einzuhalten
(sog. Bauteilverfahren). Wahlweise kann der verpflichtete Eigentümer den
Nachweis der energetischen Qualität nach § 50 GEG durch eine Gesamtbi-
lanzierung führen, aus der hervorgehen muss, dass das gesamte Bestands-
gebäude eine bestimmte Obergrenze des Jahres-Primärenergiebedarfs und
eine bestimmte Qualität der Wärmedämmung einhält (Erfüllungsfiktion).
Dies ist dann der Fall, wenn die Anforderungen an einem Neubau nicht
um mehr 40 Prozent überschritten werden.62

Gemäß § 48 S. 2 GEG entfällt die Nachweispflicht insgesamt, wenn die
Fläche der geänderten Bauteile nicht mehr als 10 Prozent der gesamten je-
weiligen Bauteilfläche des Gebäudes betrifft. Dies gilt allerdings nur für
Änderungen und nicht für die Erweiterung und des Ausbaus des Gebäudes
iSd § 51 GEG.63

59 Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebereich (2013), S. 315; Nusser, ZUR
2014, 67, 70 f.; BBSR-Online-Publikation 13/2016, S. 106.

60 Nusser, ZUR 2014, 67, 70; BBSR-Online-Publikation 13/2016, S. 106; BT-Drs.
19/16716, S. 136 f., 143.

61 Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebereich (2013), S. 315; Nusser, ZUR
2014, 67, 70 f.; BBSR-Online-Publikation 13/2016, S. 106; BT-Drs. 19/16716,
S. 136 ff..

62 Nusser, ZUR 2014, 67, 70 f.; BBSR-Online-Publikation 13/2016, S. 106; Theobald/
Kühling/Stock, EnEV § 9 Rn. 37; BT-Drs. 19/16716, S. 137 f..

63 Nusser, ZUR 2014, 67, 71; Theobald/Kühling/Stock, EnEV § 9 Rn. 106; BT-Drs.
19/16716, S. 138.
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Ein vorsätzlicher oder leichtfertiger Verstoß gegen die energetischen An-
forderungen bzw. gegen die Pflichten aus §§ 47, 48, 61, 63, 71, 72 GEG be-
gründet eine Ordnungswidrigkeit. Diese kann mit einer Geldbuße von bis
zu 50.000 Euro geahndet werden, §§ 108 Abs. 1, 2 GEG.64

Das Fehlen einer weitreichenderen Sanierungspflicht wird auf die an-
sonsten drohenden sozialen Konflikte wegen unterschiedlicher Interessen
zurückgeführt. Außerdem werden aufgrund der höheren Anforderungen
an die Verhältnismäßigkeit wegen des Bestandschutzes verfassungsrechtli-
che Bedenken geäußert.65

Ein viel größeres Problem stellen die Vollzugsdefizite dar, wodurch das
Endenergieeffizienzsteigerungsziel der EnEV erheblich beeinträchtigt wur-
de. Disbezüglich ist eine Verbesserung durch das neue GEG nicht zu er-
warten. Die Vollzugsdefizite werden nämlich im Wesentlichen durch die
mangelhafte behördliche Kontrolle verursacht. Es fehlt an einem bundes-
einheitlichen zentralen Kontrollsystem und zentrale Datenerhebungen fin-
den auch nicht statt. Vielmehr sind die Länder für den Vollzug des GEG
zuständig.66 Häufig erfahren die Landesbehörden nicht einmal von den
Baumaßnahmen iSd GEG, da diese idR nicht genehmigungsbedürftig
sind. So finden bisher in den meisten Bundesländern nicht einmal Stich-
probenkontrollen der energetischen Standards statt, da die Behörden hier-
zu nicht verpflichtet sind.67

In § 96 GEG ist der private Nachweis durch eine Unternehmererklärung
geregelt. Danach ist der Werkunternehmer nach Abschluss der Arbeiten
verpflichtet, dem Bauherrn die Erfüllung der Pflichten aus dem GEG zu
bestätigen, § 96 Abs. 1 GEG. Nach § 96 Abs. 2 S. 1 GEG soll die Unterneh-
mererklärung dem Nachweis der Beachtung des GEG dienen. Allerdings
werden die inhaltliche Richtigkeit der Erklärungen und die ordnungsge-
mäße Umsetzung der Maßnahmen mangels Behördenpersonals mit ent-
sprechenden Fachkenntnissen sehr häufig nicht nachgeprüft und somit
der Umgehung der GEG-Anforderungen Tür und Tor geöffnet.68

64 BBSR-Online-Publikation 13/2016, S. 106; Theobald/Kühling/Söfker/Stock, EnEV
§ 27 Rn. 1 f.; BT-Drs. 19/16716, S. 160.

65 Böhm/Schwarz, NVwZ 2012, 129, 130 ff.; Klinski, Klimaschutzkonzepte im Ge-
bäudebereich (2013), S. 315; Nusser, ZUR 2014, 67, 70.

66 Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebereich (2013), S. 315; BBSR-Online-
Publikation 13/2016, S. 106.

67 Ziehm, ZUR 2010, 411, 415 ff.; Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebe-
reich (2013), S. 315; Nusser, ZUR 2014, 67, 69 f.; BT-Drs. 19/16716, S. 157, 191.

68 Ziehm, ZUR 2010, 411, 415 ff.; Klinski, Klimaschutzkonzepte im Gebäudebe-
reich (2013), S. 316; BT-Drs. 19/16716, S. 156.
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